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Frage Nummer 48 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordnete 
Ruth 
Waldmann 
(SPD) 

Vor dem Hintergrund der geplanten Halbierung des Landespfle-
gegeldes frage ich die Staatsregierung, welche rechtlichen und 
administrativen Schritte sie plant, um die Neuregelung des Lan-
despflegegeldes rechtssicher zu gestalten, wie bewertet die 
Staatsregierung die Zulässigkeit der geplanten Neuregelung für 
bestehende Empfänger unter Berücksichtigung des sozialrecht-
lichen Bestandsschutzes und sieht die Staatsregierung mit Blick 
auf neue und bestehende Empfänger den Gleichbehandlungs-
grundsatz gewahrt? 

Antwort des Staatsministeriums für Gesundheit, Pflege und Prävention 

Im Rahmen des Gesetzentwurfes des Nachtragshaushaltsgesetzes 2025 ist in ei-
nem ersten Schritt beabsichtigt, den Verwaltungsvollzug in Zusammenhang mit der 
Umsetzung des Landespflegegeldgesetzes zu straffen und das Verfahren zu ver-
einfachen. So sollen das Pflegegeldjahr an das Kalenderjahr und darüber hinaus 
die Modalitäten für die Auszahlung des Landespflegegeldes bei Erstantragstellung 
angepasst werden. 

Der sozialrechtliche Bestandsschutz und der Gleichbehandlungsgrundsatz sowohl 
für neue als auch für bestehende Empfängerinnen und Empfänger des Landes-
pflegegeldes werden gewahrt. 


